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Balance:

Die Stadt bewegt sich.
ange Zeit war es in der 

Stadt Winterthur undenkbar 

oder nur einer politischen Min-

derheit vorbehalten, über Ver-

selbständigungen städtischer In-

stitutionen und Teilen der Stadt-

verwaltung nachzudenken. Heute 

sind solche Gedankenspiele nicht 

nur möglich, sondern auch reali-

sierbar. Das jüngste Beispiel ist 

Stadtwerk. Schon 2001 hat der 

Grosse Gemeinderat gegen star-

ken Widerstand hauchdünn die 

Überführung der damaligen 

Städtischen Werke Winterthur in 

eine Aktiengesellschaft beschlos-

sen. Weil 2002 das Elektrizitäts-

marktgesetz in einer eidgenössi-

schen Volksabstimmung durch-

gefallen war, ist das Projekt nicht 

weiter verfolgt worden. Später 

wagten einzelne politische Par-

teien die Frage der künftigen 

Eignerstrategie zu stellen und 

Überlegungen anzuregen, ob 

beim Stadtwerk auch andere For-

men als die heutige unselbstän-

dig öffentlich rechtliche Anstalt 

denkbar sind.

etzt ergreift der Stadtrat von 

sich aus die Initiative und 

plant die Verselbstständigung 

von Stadtwerk Winterthur. Für 

die notwendigen Arbeiten bean-

tragt er beim Gemeinderat einen 

über vier Jahre verteilten Pro-

jektkredit von 650 000 Franken. 

Stadtwerk Winterthur soll eine 

neue Rechtsform erhalten. Die 

zunehmende Öffnung der Ener-

gie- und Entsorgungsmärkte so-

wie technologische Neuerungen 

erfordern flexible Strukturen, 

schnelle Entscheide und auch ei-

ne hohe Kooperationsfähigkeit – 

insbesondere mit anderen Städ-

ten und Regionen, welche diesel-

ben Ver- und Entsorgungsaufga-

ben zu erfüllen haben. Die heuti-

ge Form der unselbstständigen 

öffentlich-rechtlichen Anstalt 

kann die geforderte Flexibilität 

nicht garantieren. 

anz so freiwillig ist der 

Schritt des Stadtrates na-

türlich nicht. Die geplante Ver-

selbständigung ist Teil des Ent-

lastungsprogramms «Balance», 

mit dem die Winterthurer Exeku-

tive die langfristige Sanierung 

des städtischen Finanzhaushaltes 

angehen will. Die jüngsten Spar-

projekte waren nicht von beson-

derem Erfolg gekrönt. Die 

Stimmberechtigten lehnten im 

April die Teilaufhebung der Ge-

meindezuschüsse zur AH und IV 

wuchtig ab. Die geplante Sanie-

rung des städtischen Finanzhaus-

haltes erlebte einen ersten Rück-

schlag. Vor kurzem hiess das 

Verwaltungsgericht den Rekurs 

gegen die städtische Leistungs- 

und Taxordnung für Alters- und 

Pflegeheime gut. Die Taxen kön-

nen nicht wie geplant erhöht 

werden. Geplante Mehreinnah-

men fallen weg. 

nabhängig davon, ob man 

solchen Projekten poli-

tisch kritisch oder positiv gegen-

über eingestellt ist, darf man 

feststellen, dass der Stadtrat ge-

willt ist, Tabus zu brechen und 

neue Lösungen anzustreben. Da-

mit werden alle jene, die in den 

letzten Monaten noch hinter vor-

gehaltener Hand die fehlende 

Gestaltungskraft der Exekutive 

kritisiert haben, endgültig eines 

Besseren belehrt. 

s ist noch ein weiter Weg, 

bis die Stadt Winterthur fi-

nanziell wieder ganz gesund 

wird. Doch der Reformbedarf ist 

erkannt. Weitere Projekte wer-

den folgen. Dass über die Ver-

selbstständigung von Stadtwerk 

das Stimmvolk entscheidet, ist 

richtig. Die Winterthurer Stimm-

bürgerinnen und Stimmbürger 

werden in den nächsten Jahren 

noch viel Verantwortung auf sich 

nehmen müssen.
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